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§ 14 
Sport 
(1) Die Zulässigkeit des Freizeit-, Amateur- und Profisportbetriebs einschließlich des 
Wettkampfbetriebs auf und in allen öffentlichen und privaten Sportanlagen, 
Fitnessstudios, 
Schwimmbädern und ähnlichen Einrichtungen, der Sportausübung außerhalb von 
Sportanlagen sowie des Zutritts Zuschauerinnen und Zuschauern zu 
Sportveranstaltungen richtet sich nach den folgenden Vorschriften. 
.... 
(4) In Kreisen und kreisfreien Städten der Inzidenzstufe 1 sind zusätzlich zulässig: 
1. im Freien die Ausübung von Kontaktsport mit bis zu 100 Personen mit 
Negativtestnachweis und sichergestellter einfacher Rückverfolgbarkeit, 
2. in geschlossenen Räumen einschließlich Fitnessstudios die Ausübung von 
Kontaktsport mit bis zu 100 Personen mit Negativtestnachweis und 
sichergestellter einfacher Rückverfolgbarkeit, 
3. in geschlossenen Räumen auch hochintensives Ausdauertraining 
(insbesondere Indoor-Cycling, HIIT und anaerobes Schwellentraining) mit bis zu 15 
Personen mit Negativtestnachweis und Mindestabstand, wenn die Räume 
vollständig durchlüftet oder mit viruzidwirkenden Luftfiltern ausgestattet sind, 
4. der Zutritt von Zuschauerinnen und Zuschauern zu Sportveranstaltungen im Freien 
unter Beachtung der übrigen Maßgaben von Absatz 3 Nummer 3 auch für mehr als  
1000 Personen, höchsten aber einem Drittel der regulären Zuschauerkapazität, 
5. der Zutritt von Zuschauerinnen und Zuschauern zu Sportveranstaltungen in 
Innenräumen bis zu 1 000 Personen, höchstens aber einem Drittel der regulären 
Zuschauerkapazität, mit Negativtestnachweis auf fest zugewiesenen Sitz- oder 
Stehplätzen, sichergestellter besonderer Rückverfolgbarkeit für die Sitz- und 
Stehplätze und Einhaltung der Vorschriften zum Mindestabstand, wobei bei festen 
Sitzplätzen eine Besetzung im Schachbrettmuster ausreicht, 
6. wenn auch für das Land die Inzidenzstufe 1 gilt, bei der Sportausübung der 
Verzicht auf Negativtestnachweise, 
7. ab dem 1. September 2021 Sportfeste und Sportveranstaltungen ohne feste 
Begrenzung der Zahl der teilnehmenden Personen sowie Zuschauerinnen und 
Zuschauer jeweils mit Negativtestnachweis und mit einem durch die zuständige 
Behörde genehmigten Hygienekonzept; bei Veranstaltungen außerhalb von 
Sportanlagen oder von einem ähnlichen abgegrenzten Veranstaltungsgelände 
entfällt das Erfordernis eines Negativtestnachweises für 
Zuschauerinnen und Zuschauer. 

 
 
 
 
 



Zwecks Ergänzung:  
 
§ 6  
Hygiene- und Infektionsschutzanforderungen  
(1) Bei Angeboten und Einrichtungen, die für Kunden- oder Besucherverkehre 
geöffnet sind, sind folgende Hygieneanforderungen sicherzustellen:  
1. Bereitstellung einer ausreichenden Anzahl von Gelegenheiten zum 
Händewaschen beziehungsweise zur Händehygiene, insbesondere in 
Eingangsbereichen von gastronomischen Einrichtungen,  
2. die regelmäßige infektionsschutzgerechte Reinigung aller Kontaktflächen 
und Sanitärbereiche in Intervallen, die den besonderen Anforderungen des 
Infektionsschutzes Rechnung tragen,  
3. die infektionsschutzgerechte Reinigung von körpernah eingesetzten 
Gegenständen oder Werkzeugen nach jedem Gast-/Kundenkontakt,  
4. das Spülen des den Kundinnen und Kunden zur Verfügung gestellten Geschirrs 
bei mindestens 60 Grad Celsius, nur ausnahmsweise sind niedrigere Temperaturen 
mit entsprechend wirksamen Tensiden beziehungsweise Spülmitteln ausreichend,  
5. das Waschen von gebrauchten Textilien und ähnlichem bei mindestens 60 Grad 
Celsius, wobei insbesondere Handtücher, Bademäntel und Bettwäsche nach jedem 
Gast-  beziehungsweise Kundenkontakt zu wechseln und ansonsten 
Einmalhandtücher zu verwenden sind, und  
6. gut sichtbare und verständliche Informationen zum 
infektionsschutzgerechten Verhalten durch Informationstafeln oder ähnliches.  
Zur infektionsschutzgerechten Handhygiene, Reinigung oder Wäsche sind Produkte 
zu verwenden, die aufgrund einer fettlösenden oder mindestens begrenzt viruziden 
Wirkung das SARS-CoV-2-Virus sicher abtöten. Satz 1 Nummer 1 gilt nicht für 
Angebote und Einrichtungen des öffentlichen Personenverkehrs. 
(2) In geschlossenen Räumen, die für Kunden- und Besucherverkehre geöffnet sind, 
ist zur Vermeidung von über Aerosole vermittelten Infektionen eine dauerhafte oder 
mindestens regelmäßige Durchlüftung mit kurzen Lüftungsintervallen sicherzustellen. 
Die Intensität der Lüftung und die Lüftungsintervalle sind der Anzahl der 
regelmäßig im Raum anwesenden Personen sowie den von ihnen ausgeübten 
Tätigkeiten, zum Beispiel sportliche Betätigung, Singen oder Musizieren mit 
erhöhtem Aerosolausstoß, anzupassen. Soweit andere Behörden, zum Beispiel 
Behörden des Arbeitsschutzes, der Schul- oder Bauaufsicht, Vorgaben zur 
Belüftungssituation machen, sind diese zusätzlich verbindlich zu berücksichtigen. Die 
zuständigen Behörden können zusätzliche oder abweichende Vorgaben zur 
Belüftungsregelung an-hand der konkreten Situation des Einzelfalls, zum Beispiel 
aus Sicherheitsgründen, machen.  
(3) Bei der Durchführung von Tätigkeiten der Angehörigen der Heilberufe mit 
Approbation und sonstiger Personen, die zur Ausübung der Heilkunde gemäß § 1 
des Heilpraktikergesetzes befugt sind, sollen die jeweils aktuell geltenden 
Empfehlungen und Richtlinien des Robert Koch-Instituts beachtet werden. Dasselbe 
gilt für zur Versorgung erforderliche Tätigkeiten der ambulanten Pflege und der 
Betreuung im Sinne des Fünften, des Achten, des Neunten und des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch. 
 
 
 
 
§ 7  



Coronatests  
Soweit nach § 28b des Infektionsschutzgesetzes oder dieser Verordnung als 
Voraussetzung für die Nutzung oder die Zulassung eines Angebotes das Vorliegen 
eines Schnelltests oder Selbsttests erforderlich ist, muss es sich um ein in der 
Corona-Test-und-Quarantäneverordnung vorgesehenes Testverfahren handeln. Das 
negative Ergebnis muss von einer der in der Corona-Test-und-
Quarantäneverordnung vorgesehenen Teststellen schriftlich oder digital 
bestätigt werden (Negativtestnachweis). Der Negativtestnachweis ist bei der 
Inanspruchnahme des Angebots zusammen mit einem amtlichen 
Ausweisdokument mitzuführen und den verantwortlichen Personen 
vorzulegen. Die Testvornahme darf bei der Inanspruchnahme des Angebots 
vorbehaltlich der strengeren Anforderungen des § 28b des Infektionsschutzgesetzes 
höchstens 48 Stunden zurückliegen. Bei Personen, die an einer beaufsichtigten 
Schultestung nach § 1 Absatz 2a und Absatz 2b der Coronabetreuungsverordnung in 
Form einer PCR-Pooltestung teilgenommen haben, gilt als Zeitpunkt der 
Testvornahme der Zeitpunkt der Ergebnisfeststellung. Kinder bis zum Schuleintritt 
sind von dem Testerfordernis generell ausgenommen.  
 
§ 8  
Rückverfolgbarkeit  
(1) Die einfache Rückverfolgbarkeit ist sichergestellt, wenn die für das 
Angebot, die Einrichtung oder Dienstleistung verantwortliche Person alle 
anwesenden, das Angebot oder die Einrichtung nutzenden oder an den 
Zusammenkünften teilnehmenden Personen mit deren Wissen mit Name, 
Adresse und Telefonnummer oder Emailadresse sowie – sofern es sich um 
wechselnde Personenkreise handelt – Zeitraum des Aufenthalts 
beziehungsweise Zeitpunkt von An- und Abreise digital oder schriftlich erfasst 
und diese Daten für vier Wochen aufbewahrt. An-wesende Personen, die nicht 
über die erforderliche technische Ausrüstung für eine angebotene digitale 
Datenerfassung verfügen, sind von der verantwortlichen Person kostenfrei 
unter Zur-verfügungstellung eigener technischer Ausrüstung oder 
papiergebunden zu erfassen. Widerspricht eine anwesende Person der Erfassung 
ihrer Daten, so unterbleibt die Datenerfassung; die widersprechende Person ist von 
der Nutzung des Angebots, der Einrichtung oder Dienstleistung durch die hierfür 
verantwortliche Person auszuschließen, wenn die Rückverfolgbarkeit gemäß dieser 
Verordnung oder anderen Rechtsvorschriften sicherzustellen ist. Die Datenerfas-
sung ist so zu gestalten, dass die zuständigen Behörden bei Kontrollen vor Ort die 
erfassten Daten mit den tatsächlich anwesenden Personen abgleichen können.  
(2) Die besondere Rückverfolgbarkeit ist sichergestellt, wenn die nach Absatz 1 Satz 
1 verantwortliche Person zusätzlich zur Erhebung der Daten nach Absatz 1 Satz 1 
einen Sitzplan erstellt und für vier Wochen aufbewahrt. In dem Sitzplan ist zu 
erfassen, welche anwesende Person wo gesessen hat.  
(3) Die einfache Rückverfolgbarkeit ist sicherzustellen  
1. bei der Nutzung von Sitz- oder Stehplätzen in zulässigen gastronomischen 
Einrichtungen,  
2. bei körpernahen Dienstleistungen und körpernahen Ausbildungstätigkeiten im 
Sinne des § 4 Absatz 3 Nummer 14 und des § 17 Absatz 1 Nummer 2,  
3. bei der nach dieser Verordnung zulässigen Nutzung von Angeboten eines 
Beherbergungsbetriebs,  



4. für Kurse, Klassengemeinschaften und weitere Angebote in Schulungs- und 
Bildungsangeboten nach § 11, bei denen der Mindestabstand auch am Sitzplatz 
eingehalten wird,  
5. in Bibliotheken, einschließlich Hochschulbibliotheken, und Archiven,  
6. beim praktischen Fahr- und Flugunterricht,  
7. bei Sportangeboten in geschlossenen Räumen sowie für Zuschauer von 
Sportveranstaltungen nach Maßgabe von § 14,  
8. beim Betrieb von zoologischen Gärten und Tierparks sowie nicht frei zugänglichen 
Botanischen Gärten, Garten- und Landschaftsparks,  
9. bei nach dieser Verordnung zulässigen Versammlungen und Veranstaltungen in 
geschlossenen Räumen sowie bei zulässigen Veranstaltungen zur Jagdausübung 
und Jungwildrettung,  
10. beim Unterschreiten des Mindestabstands für nahe Angehörige bei 
Beerdigungen, standesamtlichen Trauungen und Zusammenkünften unmittelbar vor 
dem Ort der Trauung.  
Der gesonderten Erfassung von Adresse und Telefonnummer bedarf es nicht, wenn 
diese Daten für die verantwortliche Person bereits verfügbar sind, wie beispielsweise 
bei Beschäftigten, die eine Betriebskantine oder eine vergleichbare Einrichtung 
nutzen.  
(4) Die besondere Rückverfolgbarkeit ist sicherzustellen für Kurse und 
Klassengemeinschaften in Schul- und Bildungsangeboten nach § 11 sowie für alle 
teilnehmenden Personen bei Kulturveranstaltungen nach § 13 und bei 
Veranstaltungen und Versammlungen nach § 18, wenn die Mindestabstände 
zwischen den Sitzplätzen nach diesen Vorschriften zulässigerweise nicht eingehalten 
werden.  
(5) Die in den vorstehenden Absätzen genannten personenbezogenen Daten sind 
nach den geltenden datenschutzrechtlichen Vorschriften zu verarbeiten, 
insbesondere vor dem Zugriff Unbefugter zu sichern und nach Ablauf von vier 
Wochen vollständig datenschutzkonform zu vernichten. Erfolgt die Datenerfassung 
digital, sind dabei sämtliche Vorgaben des Datenschutzes, insbesondere zur 
Fremdspeicherung von Daten, und die vollständige datenschutz-konforme Löschung 
der Daten nach vier Wochen in eigener Verantwortung sicherzustellen. Zudem sind 
die Daten im Bedarfsfall jederzeit der zuständigen Behörde auf Verlangen kostenfrei 
in einem von ihr nutzbaren Format zur Verfügung zu stellen.  
(6) Die Regelungen zur Rückverfolgbarkeit gelten nicht, soweit gesetzlich eine 
Anonymität der Personen vorgesehen ist, die ein Angebot in Anspruch nehmen 
beziehungsweise eine Einrichtung aufsuchen.  
 
 


